
IX. Wirtschaftliche Aspekte des Sicherheitsproblems

Die Frage der Sicherheit vor einer neuen 
Bedrohung durch Deutschland ist nicht nur 
durch seine Entwaffnung und Entmilitarisie
rung, die Bildung einer militärischen Sicher
heitsbehörde und die Besetzung von Schlüssel
gebieten nach allgemeinem Abzug der Besat
zungstruppen zu lösen versucht worden, son
dern auch Maßnahmen wirtschaftlicher Natur 
sollten — von anderen Motiven einmal abge
sehen — diesem Zweck dienen.
Hierzu gehörten Verbote und Beschränkungen 
für die deutsche Industrie und die Entnahme 
von Reparationen.

1 . Verbote und Beschränkungen 
für die deutsche Industrie

Die vier Besatzungsmächte hatten Verbote und 
Beschränkungen in einem Plan vom 26. März 
1946 festgelegt. Am 29. August 1947 trat für 
das Vereinigte Wirtschaftsgebiet ein neuer 
revidierter Plan in Kraft, der die Einschrän
kungen teilweise aufhob 1).
Auf der Sechsmächtekonferenz legten die 
Amerikaner in ihrem Bemühen um einen mög
lichst hohen Beitrag Deutschlands zum Mar
shallplan ein Projekt zur weiteren Erhöhung 
des deutschen Industrieniveaus vor2), dem sich 
insbesondere die französische Delegation hef
tig widersetzte3), über den weiteren Ausbau 
der deutschen Industrie wurde dann auch 
keine Vereinbarung getroffen, sondern ledig
lich den Regierungen empfohlen, die Militär
gouverneure anzuweisen, einen Arbeitsaus
schuß zur weiteren Beratung über die Verbote 
und Beschränkungen für die deutsche Industrie 
zu bilden4). Die Einigung über das neue 
deutsche Industrieniveau wurde erst nach lan
gen Verhandlungen5) erzielt und am 13.

6
 April 

1949 veröffentlicht ).

7) Wortlaut des Übereinkommens: United States
economic policy toward Germany, Department of
State Publication 2630, S. 105—128.
8) Bidault, Rede in der Nationalversammlung, 
11. 6. 1948, JOD, 1948, S. 3569, 3570.
9) Wortlaut: Documents on America Foreign Rela- 
tions, 1948, S. 143/144.
10) Wortlaut: Documents on American Foreign 
Relations, 1948, S. 144.
11) United States in World Affairs, 1948/1949, 
S. 477; Clay, a. a. O., S. 322.
12) Documents on International Affairs, S. 76 ff. (97).

2. Reparationen

Achtzehn Regierungen hatten sich am 21. De
zember 1945 auf die Einzelheiten eines Pro-

1) Siehe oben S. 7.
2) Mitteilung General Clays in einer Unterredung 
am 1. Juni 1966 in Berlin.
3) Luxemburger Tageblatt 24. 5. 1948; Luxemburger 
Wort 24. 5. 1948.
4) Clay, a. a. O., S. 323.
5) Cornides-Volle, Modus vivendi in Europa, EA 
1949 S. 2386.
6) TRISEC/Memo (49)8, Wortlaut: Cmd 7677. 

gramms für Reparationen aus Deutschland ge
einigt 7   ).
Der Entschluß der Sechsmächtekonferenz, 
Deutschland im Rahmen des Marshallplanes 
wiederaufzubauen, schien mit weiteren De
montagen unvereinbar zu sein. Die beteiligten 
europäischen Regierungen befürworteten je
doch zu jenem Zeitpunkt nach wie vor unein
geschränkt ihre weitere Durchführung, über 
ihre Einzelheiten wurde außerhalb der Sechs- 
mächtekonferenz, auf der man diese Frage nur 
am Rande behandelte, weiter auf diplomati
schem W 8ege beraten ).
Das amerikanische Außenministerium hatte in 
einem Memorandum vom 2. Februar 19489 ) 
empfohlen, das Reparationsprogramm fortzu
setzen, da es das für Deutschland vorgesehene 
Industrieniveau nich

10

t tangiere. Marshall hatte 
sich zudem in einem Brief an Vandenberg vom 
4. Februar 1948 )  gegen einen vorübergehen
den Stopp der Demontagen ausgesprochen, da 
dieser bei den Engländern und Franzosen zur 
Ansicht führen könnte, die amerikanische Re
gierung hätte auf das Reparationsprogramm 
verzichtet. Außerdem mußte nach der Meinung 
des amerikanischen Außenministers mit ver
hängnisvollen politischen Auswirkungen in 
Deutschland gerechnet werden, wenn später 
die Wiederaufnahme der Reparationen be
schlossen würde.
Im amerikanischen Kongreß blieb dennoch 
eine starke Opposition gegen weitere Demon
tagen in Deutschland bestehen11 ). In das Aus
landshilfegesetz vom 3. April 1948, Titel 1, 
wurde als Artikel 115 f die Klausel ausgenom
men, daß als Reparationen vorgesehene Indu
strieausrüstungen in Deutschland bleiben soll
ten, wenn auf diese Weise dem Zwecke des 
europäischen Wiederaufbauprogrammes am 
besten gedient wäre 12 ).
Die amerikanische Regierung schickte Aus
schüsse unter der Leitung von Collison und 
Humphrey nach Deutschland, um prüfen zu 
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lassen, welche Fabrikanlagen zweckmäßiger
weise in Deutschland gelassen werden soll
ten 13 ). Der Humphrey-Ausschuß empfahl, 
weitere 167 Fabriken vo

14
n der Reparationsliste 

zu streichen ). Auf dieser Basis konnte eine 
Einigung mit französischen und britischen Re
präsentanten erzielt werden 15), die von den

13) Clay, a. a. O„ S. 322.
14) Ebenda.
15) Clay, a. a. O., S. 324.

westlichen Außenministern am 8. April 1949 
gebilligt wurde. Am 13. April wurde schließ
lich von den Militärgouverneuren bekannt
gegeben, daß man weitere 159 Werke und 
Teilwerke in Deutschland b

16

elassen wollte, die 
ursprünglich zur Demontage bestimmt waren, 
jetzt aber für den europäischen Wiederaufbau 
benötigt würden ) .

16) Wortlaut des Kommuniques: EA 1949, S. 2165.

X. Änderungen der deutschen Westgrenze

1 . Grenzberichtigungen zugunsten der
Beneluxstaaten

a) Auf der Sechsmächtekonferenz standen 
schließlich vorläufige gebietsmäßige Regelun
gen der deutschen Westgrenze zugunsten der 
Beneluxstaaten auf der Tagesordnung. Ihre 
Regierungen hatten bereits vorher in mehre
ren Memoranden 1) an den Rat der Außen
minister, die auch den Verhandlungen der 
Sechsmächtekonferenz zugrunde lagen ), An
sprüche auf deutsche Gebiete geltend gemacht.

2

) Wortlaut: „Erklärungen und Memoranden der 
Alliierten Regierungen zur Deutschlandfrage''.
Niederlande: Memorandum vom 5. November 1946 
(S. 93—99), Anlage II (S. 112—115), und Memoran
dum vom 25. Januar 1947 (S. 33—93 [47—89]). 
Belgien: Memorandum vom 14. November 1946 
(S. 1—9).
Luxemburg: Memorandum vom 27. November 1946 
(S. 14—21).
2) Menzel, Die holländischen Gebietsansprüche an 
Deutschland, EA 1949, S. 2502, MG 23. 2. 1948.
3) Memoranden vom 5. November 1946 u. 25. Ja
nuar 1947. Karte: EA 1949, S. 2499.

4) Anlage II zum Memorandum vom 5. November 
1946, S. 115 (s. Anm 1 dieses Kapitels).
5) Gutachten des Bentheimer Grenzlandausschusses 
vom 18. Februar 1948. Nachweis: Menzel, Die hol
ländischen Gebietsansprüche an Deutschland, EA 
1499, S. 2503.
6) Memorandum vom 27. November 1946, S. 14—21.
7) Memorandum vom 14. November 1946, S. 1—9.

Von holländischer Seite wurden die weitest
gehenden Forderungen erhoben. Es handelte 
sich im einzelnen um:
die gesamte Emsmündung einschließlich der 
Insel Borkum,
die deutsche Hälfte des Dollart,
die Verlegung der deutschen Grenze zwischen 
Dollart und Nordhorn nach Osten, so daß ins
besondere die Tasche von Neuenhaus an Hol
land fiele,
kleinere Grenzverlegungen von Nordhorn bis 
zum Rhein, vor allem die Beseitigung der 
Tasche bei Vreden,
die rechtwinklige Grenzziehung am Rhein, so 
daß die Grenze auf linksrheinischem Gebiet 
unmittelbar vor Kleve verliefe, 

weiteren Gebietszuwachs auf linksrheinischem 
Gebiet nördlich und südlich von Kaldenkir
chen, das Selfkantgebiet ostwärts Sittard so
wie kleinere Gebietsteile bei Kerkrade und 
Aachen 3).

Diese geforderte „Grenzberichtigung" war 
eher eine großzügige Grenzabrundung zugun
sten Hollands. Nach holländischen Angaben 
sollte sich die Grenze von 525 auf 340 Kilome
ter verkürzen. Der dadurch für Deutschland 
eintretende Gebietsverlust wurde von Holland 
mit 1750 Quadratkilometern und 119 000 Be
wohnern angegeben4), während es sich nach 
deutschen Schätzungen um 1847 Quadratkilo
meter und 144 000 Bewohner handelte5 ).

Luxemburg verlangte Grenzberichtigungen 
entlang den Wasserläufen der Mosel und 
Sauer in einer Breite von einem bis fünf Kilo
metern und im Norden längst der Ur in einer 
Breite von fünf bis zehn Kilometern. Insbeson
dere sollte die Eisenbahnlinie auf dem deut
schen Moselufer an Luxemburg abgetreten und 
der Bau einer 

6

Urtalsperre ermöglicht werden. 
Auf dem geforderten Gebiet wohnten 20 000 
bis 30 000 Menschen ).

Belgien forderte deutsches Gebiet von etwa 
30 Quadratkilometer mit einer Bevölkerung 
von etwa 3850 Menschen 7). Es hatte vor allem 
ein Interesse daran, die anormale Situation 
hinsichtlich der Eisenbahnlinie Eupen-Sankt 
Vith zu beseitigen, die auf einer Strecke von 
30 Kilometern die deutsch-belgische Grenze 
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mehrere Male kreuzte. Die sechs deutschen 
Enklaven östlich des Verlaufs der Eisenbahn 
sollten an Belgien abgetreten werden8).

8) Ebenda.
9) Die wirtschaftlichen Forderungen waren eben
falls vor der Sechsmächtekonferenz bereits in meh
reren Memoranden konkretisiert worden. Wortlaut: 
„Erklärungen und Memoranden der Alliierten Re
gierungen zur Deutschlandfrage".
Niederlande: Memorandum vom 5. November 1946 
(S. 93—99), Anlage I (S. 102—111), und Memoran
dum vom 25. Januar 1947 (S. 33—93 [40—46]).
Belgien: Memorandum vom 17. Januar 1947, Forde
rungen Belgiens an Deutschland S. 28—39.
Luxemburg: Memorandum vom 1. Februar 1947, 
S. 1 — 13 (8—13).
10) MG 23. 2. 1948 u. 20. 5. 1948.
11) Luxemburger Wort; MG 20. 5. 1948.
12) MG 2. 6. 1948.
13) Clay hatte sich auf der Konferenz dagegen mit 
der Begründung gewandt, die kleinen Erwerbungen 
der Nachbarn Deutschlands wären die verletzten 
Gefühle nicht wert, die sie verursachten (Clay, 
a. a. O„ S. 403).
14) MG 20. 5. 1948.
15) EA 1947, S. 728.

16) Germany 1947—1949, S. 3—8 (8).
17) House of Commons Debates, 5. F., Bd. 427, 
Sp. 1487—1522 (1517).
18) Bidault, Rede in der Nationalversammlung
11. 6. 1948 (JOD, S. 3545).
19) NYHT 23. 2. 1948.
20) NYHT 23. 2. 1948.
21) Clay, a. a. O„ S. 403.
22) NYHT 23. 2. 1948.
23) Kommunique vom 7. Juni 1948.

Die Beneluxdelegation erhob auf der Sechs
mächtekonferenz auch erhebliche wirtschaft
liche Forderungen an Deutschland9  ). Sie er
klärte, die Ansprüche auf deutsches Gebiet zu 
erweitern, wenn es nicht gelänge, die wirt
schaftlichen Ans 10prüche zu erfüllen ).  Die Be
neluxstaaten wollten auf der Sechsmächtekon
ferenz die Regelung oder zumindest die gründ
liche Prüfung ihrer Gebietsansprüch

11

e noch vor 
der Bildung einer provisorischen deutschen 
Regierung erreichen ).
Die Ansprüche der Beneluxstaaten standen 
nicht im Vordergrund der Beratungen12 ). Sie 
wurden zunächst vom ersten Teil der Konfe
renz auf den zweiten Teil verschoben. Nach 
Wiederaufnahme der Gespräche wurde ein 
Komitee zur näheren Prüfung eingesetzt13 ). 
Auf einer Vollsitzung behandelten die Delega
tionen diese Frage e 19rstmalig am . Mai 
1948 14 ).
b) Die Westmächte reagierten auf die Forde
rungen unterschiedlich:
Auf der Moskauer Sitzung des Rates der 
Außenminister hatte der französische Außen
minister Bidault am 11. April 1947 die belgi
schen und luxemburgischen Forderungen un
terstützt und sich für eine wohlwollende Prü
fung der holländischen Forderungen ausge
sprochen15 ). In diesem Zusammenhang wurde 
auch zum ersten Male der französische An
spruch auf den Hafen von Kehl und rechts
rheinisches Gebiet erwähnt.
Bei den Angelsachsen waren die Beneluxforde
rungen jedoch auf Ablehnung gestoßen. Byr

nes hatte in Stuttgart am 6. September 1946 
erklärt, daß die Vereinigten Staaten, von Ver
änderungen der Ostgrenze und der Abtren
nung des Saargebietes abgesehen, keine Ein
griffe in unbestritten deutsches Gebiet unter
stützen würden, die nicht dem echten Willen 
der Bevölkerung entsprächen16  ). Bevin hatte 
im Unter 22haus am .  Oktober 1946 zum Aus
druck gebracht, daß England nur die französi
schen Vorschläge hinsichtlich der Saar anneh
men w 17erde ).
Auf der Sechsmächtekonferenz wurden die 
Gebietsansprüche der Beneluxstaaten wieder
um nur von Frankreich unterstützt. Die fran
zösische Delegation ihrerseits ließ wissen, daß 
auch sie eine Reihe kleinerer Gebietsforderun
gen neben den unverändert aufrechterhaltenen 
Ansprüchen hinsichtlich Kehls geltend zu ma
chen h 18ätte ).

Gleich zu Beginn der Konferenz war aus Krei
sen der amerikanischen Militärregierung an 
den von Byrnes aufgestellten Grundsatz er
innert worden 19   ).

Es wurde jedoch hinzugefügt, daß trotz dieses 
Grundsatzes Grenzberichtigungen der Art, wie 
sie von Belgien und Luxemburg angestrebt 
würden, möglicherweise zugestimmt werden 
könnte20 ). Auf jeden Fall sollte es sich nach 
angelsächsischen Vorstellungen nur um provi
sorische kleinere Grenzberichtigungen han
deln, wobei die endgültige Entscheidung einem 
Friedensvertrag mit Deutschland vorbehalten 
bleiben müßte21   ). Die amerikanische Regie
rung widersetzte sich aber insbesondere einer 
Annexion Kehls 22).

c) Die Delegationen kamen schließlich über
ein, „ihren Regierungen Vorschläge über ge
wisse geringfügige vorläufige Berichtigungen 
der Westgrenzen Deutschlands zur Prüfung 
vorzulegen" ). Sie formulierten Richtlinien 
für einen zu bildenden Arbeitsausschuß, der 
nur solche Vorschläge prüfen sollte, „die kei
nen erheblichen Verlust für die deutsche Wirt
schaft mit sich bringen und angesichts ihres 
nur geringfügigen Umfanges als wünschens
wert angesehen werden konnten, um örtliche 

23
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Anomalien zu beseitigen und die Verkehrs
bedingung 24en zu verbessern" ).

Die Sechsmächtekonferenz führte noch zu kei
nen Entscheidungen im einzelnen25 ); die 
Richtlinien ließen aber bereits erkennen, daß 
sich die angelsächsische Auffassung im we
sentlichen durchgesetzt hatte.

24) Kommunique vom 26. März 1949. Wortlaut: 
Germany 1947—1949, S. 150.
25) Bidault, Rede in der Nationalversammlung, 
11. 6. 1948 (JOD, S. 3445).
26) Kommunique vom 26. März 1949. Wortlaut: 
Germany 1947—1949, S. 150.
27) Decret der holländischen Regierung vom 23. 4. 
1949; British and Foreign State Papers 1949, III, 
Bd. 155, S. 747—765.

28) Belgien nahm ein Gebiet von etwa 20 Quadrat
kilometern mit den beiden Dörfern Bildchen und 
Losheim in der Nähe von Aachen an sich, Luxem
burg ein größeres Waldgebiet (Thilenius, Die Tei
lung Deutschlands, S. 101).
Wie schon aufgrund des Versailler Vertrages kam 
Eupen-Malmedy zu Belgien, ohne daß jetzt von 
den Alliierten eine vertragliche Regelung getroffen 
wurde (Menzel, Anmerkung 455, S. 2229).
29) NZZ 29. 3. 1949. — Die Sowjetunion bezeichnete 
in einer Note den „Gebietsraub der Westmächte" 

. als ungesetzlich (Dokumente zur Deutschlandpoli
tik der Sowjetunion, S. 209—210).
30) Thilenius, a. a. O., S. 101.
31) NZZ 29. 3. 1949.
32) Wortlaut: Cmd 7677.

33) Zum Beispiel das Memorandum vom 25. 4. 1946, i 
Documents franais relatifs ä lÄllemagne, S. 24 
bis 27.
34) Im Hinblick auf das zur französischen Zone 
gehörende Saargebiet hatte Frankreich eine Reihe 
einseitiger Maßnahmen getroffen:
So errichteten zum Beispiel am 22. Dezember 1946 
zwölfhundert französische Zollbeamte Grenzstati
onen zwischen dem Saargebiet und dem Rest der 
französischen Zone (Fischer, Saar zwischen Deutsch
land und Frankreich, S. 52). Im Juni beziehungs- | 
weise im Dezember 1947 wurde die saarländische 
Währung in zwei Etappen auf den Franken um
gestellt (Fischer, a. a. O., S. 54).
35) Survey of International Affairs, 1947/1948, 
S. 261.
36) Byrnes, Rede in Stuttgart, 6. 9. 1946, Germany 
1947—1949, S. 3—8 (8). Bevin, 22. 10. 1946, Rede 
im Unterhaus, House of Commons Debates, 5. F., 
Bd. 427, Sp. 1487—1522 (1517).

d) Am 28 . März 1949 wurde ein Kommuni
que des Arbeitsausschusses veröffentlicht, das 
einunddreißig Änderungen der deutschen 
Westgrenze ankündigte, die 153 Quadratkilo
meter mit einer Bevölkerung von etwa 13 500 
Menschen betrafen  ) Am 23. April 1949 tra
ten diese Änderungen teilweise als „vorläufig 
endgültig" in Kraft ). Belgien und Luxem
burg hatten vorher weitgehend auf die ihnen 
zugesagten deutschen Gebiete verzichtet   ).

26

27

28
Die Veränderungen der deutschen

29

 Westgrenze 
hatten einen scharfen deutschen Protest zur 
Folge ).

Wenn es sich auch nur um einen Bruchteil des 
ursprünglich geforderten Gebietes handelte, 
so waren es doch nicht nur geringfügige Grenz
berichtigungen im Sinne der dem Arbeitsaus
schuß gegebenen Richtlinien. Insbesondere die 
Abtretungen an Ho

30

lland im Bezirk von Elten 
mit 5000 Einwohnern und das Selfkantgebiet 
mit 5700 Einwohnern )  umfaßten größere 
Gebiete 31  ).
Am 8. April 1949 wurde die Regelung über 
den Hafen von Kehl veröffentlicht, die die 
Außenminister der drei Westmächte auf ihrer 
Washingtoner Sitzung getroffen hatten. Hier
nach sollte Frankreich bis zur Bildung der 

Bundesregierung weiterhin die Regierungs
gewalt im Hafengebiet von Kehl ausüben. 
Für die Zukunft wurde die Bildung einer ge
meinsamen deutsch-französischen Hafenbehör
de vo 32rgesehen ).

2. Keine Abtrennung des Rheinlandes — 
Wirtschaftliche Angliederung des Saar-
gebiets an Frankreich

Zum Zeitpunkt der Sechsmächtekonferenz wa
ren zwei Fragen im Hinblick auf eine Ände
rung der deutschen Westgrenze vorläufig ent
schieden: Das Rheinland sollte bei Deutschland 
verbleiben, das Saargebiet dagegen abgetrennt 
und wirtschaftlich Frankreich angeschlossen 
werden.

Die französische Regierung hatte sich vor der 
Sechsmächtekonferenz in mehreren Memoran
den für die Abtrennung des Rheinlandes und 
des Saargebietes ausgesprochen33  ). Nach ih
rer Vorstellung sollte das Rheinland zu einem 
oder mehreren selbständigen Staaten werden 
mit interalliierter militärischer Besetzung, das 
Saargebiet wirtschaftlich Frankreich ange
schloss 34en werden ).

Im Verlauf des ersten Teiles der Sechsmächte
konferenz ließen die Franzosen ihre Forde
rung auf die Abtrennung des Rheinlandes von 
Deutschland fallen 35 ).

Die wirtschaftliche Angliederung des Saarge
bietes an Frankreich war dagegen schon früh 
von der amerikanischen und englischen Re
gierung 36befürwortet worden ).

Unmittelbar von der Sechsmächtekonferenz 
trafen die Westmächte dann Vereinbarungen, 
die praktisch den wirtschaftlichen Anschluß 
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des Saargebietes an Frankreich bedeuteten37 ). 
Diese Vereinbarungen trugen zu einem „bes
seren Verständnis" zwischen den Delegatio
nen bei 38 ). Die Saarfrage wurde auf der 
Sechsmächtekonferenz nicht mehr disku-

4) Le Monde 15. 6. 1948.
5) NYT 7. 6. 1948.
6) Rede des Abgeordneten Andre Philip am 12. Juni 
1948 (JOD, 1948, S. 3491—3496).
7) A. a. O., S. 3571.
8) Rede des Abgeordneten Pierre Olivier-Lapie am
16. Juni 1948 (JOD, 1948, S. 3582/83).
9) JOD, 1948, S. 3600/3613.
10) Figaro 22. 6. 1948.

37) Siehe oben S. 21.
38) Sunday Times 22. 2. 1948. 

tiert ). Alle Delegationen gingen vielmehr 
von der politischen Abtrennung des Saarge
bietes von Deutschland als

40
 einem „etat de fait" 

aus ).

39) Bidault, 16. 6. 1948, Rede in der Nationalver
sammlung, JOD 1948, S. 3569.
40) Bidault, a. a. O., S. 3571.

XI. Reaktion auf die Londoner Empfehlungen

Die Londoner Empfehlungen wurden in den 
Vereinigten Staaten, Großbritannien und in 
den Beneluxstaaten ohne größere pol

1

itische 
Diskussionen von den beteiligten Regierungen 
angenommen. Dennoch schien man in Belgien, 
Holland und Luxemburg im Hinblick auf die 
geringe Berücksichtigung ihrer Forderungen 
von dem Ausgang der Sechsmächtekonferenz 
enttäuscht zu sein ).
In Frankreich dagegen brachten die Ergebnisse 
der Sechsmächtekonferenz die Regierung in 
eine äußerst schwierige Situation:
Die Londoner Empfehlungen waren zwar ein 
Kompromiß zwischen verschiedenen Ansichten 
zum Deutschlandproblem, aber für Frankreich 
bedeuteten sie am ehesten eine Wende und 
einen Bruch mit der vorher verfolgten Politik. 
Das Kabinett stand vor einer „Wahl zwischen 
großen Unannehmlichkeiten" 2), als es sich am 
9 . Juni mit ihnen beschäftigte.

Zu jenem Zeitpunkt konnte die französische 
Regierung die Frage nach der ihrer Ansicht 
nach absolut besten Lösung des Deutschland
problems auch nicht isoliert stellen. Sie mußte 
unter Beachtung der außen- und innenpoliti
schen Gegebenheiten auch entscheiden, ob es 
sinnvoll wäre, diese Ansicht weiter zu propa
gieren oder zusammen mit den Angelsachsen 
eine andere Politik zu verfolgen. Sie sah sich 
veranlaßt, ihre offizielle Zustimmung vom Vo
tum des Parlamentes abhängig zu machen, das 
hierüber in der Zeit vom 11. bis 17. Juni 1948 
debattierte.
Die Regierung fand im Parlament zunächst 
wenig Unterstützung3). Die meisten Redner

') MG und NYT 8. 6. 1948.
2) Francois Poncet, Figaro 11. 6. 1948.
3) Auch in der öffentlichen Meinung stießen die 
Londoner Empfehlungen auf heftigen Widerspruch 
und die Mehrheit der Franzosen neigte eher dazu, 
sie zu verwerfen als ihnen zuzustimmen. 

sprachen sich in der Debatte gegen die An
nahme aus. Allein die Partei Schumans und 
Bidaults, „Mouvement Republicain Populaire", 
stimmte den Londoner Empfehlungen von An
fang an zu4). Die starke Fraktion der kommu
nistischen Partei ) und auch die gaullistischen 
Abgeordneten hatten sich sofort gegen die 
Londoner Empfehlungen gewandt und blieben 
bei dieser Auffassung. Die sozialistische Frak
tion war zunächst unentschieden6). Sie gab 
erst ihre Zustimmung, als Bidault am 16. Juni 
1948 erklärte7 ), das Kommunique enthielte 
insbesondere im Hinblick auf das Ruhrproblem 
nur die Punkte, über die man sich

8

 in London 
geeinigt habe; die Aussprache werde im 
übrigen zwischen den Regierungen fortgesetzt, 
ohne daß Frankreich insoweit seine Haltung 
geändert hätte ). Die übrigen kleineren 
Gruppen waren gespalten.

Eine knappe Mehrheit von 301 : 286 bei 26 Ent
haltungen stimmte schließlich den Londoner 
Empfehlungen unter Vorbehalten zu, die in 
einem von der Regierung unterstützten „Ordre 
du Jour" formuliert worden waren9). Am 
21. Juni 1948 teilte die französische Regierung 
ihre offizielle Zustimmung zusammen mit den 
Vorbehalten der Nationalversammlung mit10 ).

Die Reaktion in Osteuropa war erwartungs
gemäß ablehnend: Die polnische Regierung 
bezeichnete in einer Note das Londoner Ab
kommen als eine Bedrohung für alle Völker, 
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die unter der Aggression gelitten hätten und 
als einen Verstoß gegen internationale Ver
einb 11arungen ).

Eine zusammenfassende Kritik aus östlicher 
Sicht erfuhren die Londoner Empfehlungen auf 
einer Konferenz der Außenminister der So
wjetunion, Albaniens, der Tschechoslowakei, 
Jugoslawiens, Polens, Rumäniens und Un
garns, die am 23./24. Juni in Warschau zusam
mentr 12aten ).

Die Sowjetunion reagierte auf die Ergebnisse 
der Sechsmächtekonferenz durch Verhängung 
der Blockade Berlins Ende Juni 1948 13  ). 
Außerdem teilte sie den Westmächten am 
1 . Juli 1948 ihren Entschluß mit, nicht mehr 
auf Viermächtebasis in der Alliierten Kom
mandantur in Berlin mitzuarbeiten 14 ). 
__________ e

11) Chronology of International Events and Docu- 
ments 1947, S. 464. — Wortlaut der amerikanischen 
Antwort vom 6. Juli 1948: Germany 1947—1949, 
S. 87/88.
12) Wortlaut des Kommuniques: Dokumente zur
Deutschlandpolitik der Sowjetunion, S. 183—194.

1) „Explanation of the Conference", Germany 1947 
to 1949, S. 82; Times 23. 2. 1948.
2) Kommunique vom 7. 6. 1948: Germany 1947— 
1949, S. 78.

13) In einer Unterredung mit dem Verfasser am 
12 Juli 1966 in London erinnerte sich der frühere 
britische Militärgouverneur Sir Brian Robertson 
und der jetzige General Lord Robertson of 
Oakridge, daß der sowjetische Militärgouverneur 
Sokolowski seinen westlichen Kollegen Anfang Juli 
1948 auf einen Protest gegen die Verhängung der 
Blockade hin eindeutig erklärt hätte, sie habe ihren 
wahren Grund allein in den separaten Besprechun
gen der drei Westmächte.
14) Documents of International Affairs, 1947/48, 
S. 585/586.

XII. Würdigung der Londoner Sechsmächtekonferenz

Auf der Sechsmächtekonferenz wurde von den 
Westmächten unter Beteiligung der Benelux
staaten die gegenüber Deutschland auf lange 
Sicht anzuwendende Politik diskutiert. Die 
Londoner Empfehlungen legten zum ersten 
Male nach dem Kriege in den wesentlichen 
Punkten die Arbeitsgrundlage für eine ge
meinsame westliche Deutschlandpolitik fest 
und leiteten damit einen neuen Abschnitt der 
Besatzungszeit ein. Es bestand auch begrün
dete Hoffnung auf eine Verwirklichung dieser 
Politik, da sich die Deutschen zur Mitarbeit 
bereit erklärt hatten.
Diese Einigung auf eine gemeinsame Deutsch
landpolitik war unabdingbarer Teil einer Poli
tik, die den Wiederaufbau Westeuropas und 
seine politische und wirtschaftliche Konsoli
dierung zum Ziele hatte. Sie fand Ausdruck 
einmal in der Entschlossenheit der Vereinig
ten Staaten, Europa durch den Marshallplan 
die notwendige wirtschaftliche Hilfe zu geben, 
und zum anderen in dem Bemühen West
europas um die Bildung einer Union, was be
reits zum Abschluß des Brüsseler Paktes ge
führt hatte.
In dieser Politik war Deutschland im Bereich 
der drei Westzonen eine positive Rolle zu
gedacht. Deutschland hatte zwar noch keines
wegs Vertrauen zurückgewonnen. Vielmehr 
hielten auch die Westmächte die Aufrecht
erhaltung seiner Entmilitarisierung und ihre 
Sicherstellung nach wie vor für notwendig 
und blieben insoweit im Rahmen des Pots
damer Abkommens.

Die Londoner Empfehlungen lösten sich aber 
insoweit von bestimmten, noch in Potsdam 
vorhandenen Vorstellungen, als sich nun die 
Ansicht durchsetzte, daß Europa nicht ohne 
und auch nicht vor, sondern nur zusammen 
mit Deutschland aufgebaut werden konnte. 
Diese Änderung in der Haltung der West
mächte, wie sie bereits in der Erhöhung des 
Industrieniveaus für die Bizone sichtbar wurde, 
fand besonderen Ausdruck in der Einbeziehung 
der drei Westzonen in den Marshallplan. Auch 
der Abschluß des Brüsseler Vertrages erklärte 
sich eher aus dem mittlerweile vorhandenen 
Ost-West-Gegensatz als aus Furcht vor 
Deutschland.
Die mit den Londoner Empfehlungen für die 
drei Westzonen getroffenen Vorkehrungen 
wurden als „provisorisch" bezeichnet1)- da 
sie „in keiner Weise ein späteres Viermächte
abkommen über das deutsche Problem aus
schließen, sondern es im Gegenteil erleichtern" 
sollten 2). Es bestand aber kein Grund zu der 
Hoffnung, daß sie einer Einigung mit der So
wjetunion den Weg ebnen könnten. Dies 
wurde ernstlich auch weder angenommen noch 
beabsichtigt.
Die Westmächte waren auch nicht bereit, sich 
durch den Auszug des sowjetischen Vertreters 
am 1. Juli 1948 aus der Alliierten Komman
dantur oder durch die Verhängung der Berli
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ner Blockade von ihrem in Deutschland einge
schlagenen Weg abbringen zu lassen.
Die Londoner Empfehlungen waren Teil der 
Realisierung der Konzeption der Eindäm
mungspolitik 3 ) unter bewußter Berücksichti
gung einer Verschlechterung des Ost-West- 
Verhältnisses und einer möglichen Reaktion 
der Sowjetunion, die Gewaltmaßnahmen nicht 
ausschloß. Sie waren „provisorisch" nur in
soweit, als die Sowjetunion hätte bereit sein 
können, diese Politik auch im Bereich ihrer 
Zone durchzuführen.

Aus der Überzeugung, daß eine Einigung mit 
der Sowjetunion mindestens vorläufig nicht 
möglich war, sahen die Westmächte nur die 
Alternative, entweder die Dinge in den West
zonen treiben zu lassen oder sie in ihrem 
Sinne zu gestalten. Unter der Führung der 
Vereinigten Staaten entschieden sie sich für 
das Letztere./

Während der Sechsmächtekonferenz war be
reits deutlich geworden, daß das spätere Ver
fassungsrecht in Westdeutschland nicht nur 
elurch eine „Verfassung" bestimmt, sondern 
daß diese in eine Reihe von alliierten Vor
schriften eingebettet sein würde.

Hierzu gehörten dann nach Gründung der 
Bundesrepublik Deutschland insbesondere:

1. Das Genehmigungsschreiben der Militär- 
gouverneure vom 12. M 4ai 1949);

2. das Besatzungss 8t 5atut vom . April 1949 );

3. das Abkommen über die Drei-Mächte-
6

Kon- 
trolle vom 8. April 1949 ) mit dem zu seiner

3) Diese Konzeption war im amerikanischen Außen
ministerium in der ersten Hälfte 1947 erarbeitet 
worden und wurde später Eindämmungspolitik ge
nannt. Joseph Jones, ein hoher Beamter des State 
Departments, hat die Einzelheiten in dem Buch 
„Fifteen Weeks" (21. Februar bis 5. Juni 1947) 
nachgezeichnet. George F. Kennan, der damalige 
Leiter des Planungsstabes, veröffentlichte die 
Grundlagen der neuen Politik zum erstenmal in der 
Zeitschrift „Foreign Affairs" im Juli 1947 unter 
dem Titel „The sources of Soviet conduct".
4) „Letter of Approval of the Basic Law" der drei 
Militärgouverneure an den Präsidenten des Parla
mentarischen Rates, Adenauer. — Wortlaut: Basic 
Law and Occupation Statute, S. 9—10.
5) Amtsblatt der Alliierten Hohen Kommission, 
Nr. 1, S. 2.
6) Cmd 7677.

Ausführung ergangenen Stat
7
ut der Hohen 

Kommission vom 20. Juni 1949 );

4. das Ruhrstatut 8);

5. die Direktive über die Militärische Sicher
heits 9behörde );

6. Verbote und Beschränkungen für die deut
sche Industrie ).10

Die Entscheidungen der Sechsmächtekonferenz 
hatten nicht nur den Weg für die Schaffung 
des Grundgesetzes bereitet, sondern auch not
wendigerweise die Beratungen über das Besat
zungsstatut und die Umgestaltung der alliier
ten Organisation zur Folge, die im Drei- 
Mächte-Kontrollabkommen und dem Statut für 
die Hohe Kommission erfolgte. Auf der Sechs
mächtekonferenz war weiter die grundsätz
liche Einigung über die Bildung der Internatio
nalen Ruhrbehörde und der Militärischen Si
cherheitsbehörde erzielt worden. Sie gab 
schließlich auch den Anstoß zu den Verhand
lungen, die zur erneuten Modifizierung des 
Industrieplanes führten.

Die Sechsmächtekonferenz hat damit die 
Grundlagen zu allen wesentlichen Vorschrif
ten, die in der Anfangszeit das materielle Ver
fassungsrecht der Bundesrepublik Deutschland 
ausmachten, erarbeitet oder zumindest den 
Anstoß dazu gegeben.

Die Londoner Empfehlungen sind daher nebe

11

n 
dem Kommunique, das einschließlich seiner 
acht Anlagen ) nach Abschluß der Bespre
chungen der drei westlichen Außenminister 
in Washington am 8. April 1949 veröffentlicht 
wurde, das wichtigste Dokument zum Ver
ständnis der Gründung der Bundesrepublik 
Deutschland.

7) Cmd 7727.
8) Germany 1947—1949, S. 334—343.
9) Germany 1947—1949, S. 102—105.
10)  TRISEC/Memo (49) 8; Wortlaut: Cmd 7677.

11) Dem Kommunique waren folgende acht Anlagen 
beigegeben: Besatzungsstatut, Drei-Mächte-Kon- 
trollabkommen, Richtlinien zum Grundgesetz für 
den Parlamentarischen Rat, Abkommen über die 
Volksabstimmung in Württemberg und Baden, Ab
kommen über den Hafen von Kehl, Liste der zu 
demontierenden deutschen Industrieanlagen, Ab
kommen über Verbote und Beschränkungen für die 
deutsche Industrie, Ruhrstatut (Wortlaut: Cmd 
7677).
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XIII. Gab es eine reale Alternative zur Annahme der Londoner 
Empfehlungen bzw. der Frankfurter Dokumente?

Es ist wohl richtig festzustellen, daß die un
eingeschränkte Annahme der Frankfurter Do
kumente durch die deutschen Ministerpräsi
denten, die sich anschließende Einberufung des 
Parlamentarischen Rates, die Ausarbeitung des 
Bonner Grundgesetzes und die Gründung der 
Bundesrepublik Deutschland mit zu dem ge
genwärtigen Zustand eines — offensichtlich 
noch auf längere Zeit — zweigeteilten Deutsch
lands beigetragen haben. Hieraus ergibt sich 
naturgemäß die Frage, ob die Deutschen im 
Juli 1948 eine reale Alternative zur Annahme 
der Londoner Empfehlungen hatten und ob 
sich daraus der Vorwurf ableiten läßt, die 
Ministerpräsidenten hätten einen anderen 
Weg einschlagen müssen. Bei dem verhältnis
mäßig geringen zeitlichen Abstand zu jenen 
Ereignissen kann der Versuch einer Stellung
nahme natürlich nur vorläufig sein.

1. Ablehnung oder Annahme — 
keine Möglichkeit der Verhandlung

Für die deutschen Ministerpräsdidenten gab 
es im Juli 1948 nur die Möglichkeit, die Lon
doner Empfehlungen entweder anzunehmen 
oder abzulehnen.
Die dritte theoretische Möglichkeit, durch Ver
handlungen mit den Militärgouverneuren zu 
einer Regelung zu kommen, die die deutschen 
Interessen mehr berücksichtigt hätte, war 
nicht vorhanden. Die Militärgouverneure hat
ten keine entsprechende Handlungsvollmacht. 
Sie wären gezwungen gewesen, jede Abwei
chung von dem in London erzielten Kompro
miß ihren Regierungen zu berichten, die dann 
hierzu ihre Zustimmung hätten geben müssen. 
Die französische Regierung hatte auf eine sol
che Entwicklung ihre Hoffnungen gesetzt, da 
sie durch Ablehnung deutscher Änderungs
wünsche die ihr so schwer gefallene Zustim
mung zu den Londoner Empfehlungen wieder 
hätte rückgängig machen können. Nicht nur, 
daß der französische Militärgouverneur Koenig 
den deutschen Ministerpräsidenten der engli
schen und amerikanischen Besatzungszone bei 
der Vorstellung sagte, sie könnten die Emp
fehlungen auch ablehnen1), auch der Staats
sekretär in der Kanzlei des französischen Mi
nisterpräsidenten erklärte nach einer Sitzung 

1) Mittlung Reinhold Maiers in einer Unterredung 
mit dem Verfasser am 24. März 1966 in Stuttgart.

2) L'Annee politique 1948, S. 127; Sozialdemokrat 
vom 17. Juli 1948.
3) Festschrift für Hans Schaeffer, S. 347.
4) Veröffentlicht ist nur das Protokoll über die 
Schlußsitzung am 26. Juli 1948 (Documents on the 
German Federal Constitution, S. 46—49). Hiernach 
hat es General Koenig den Ministerpräsidenten aus
drücklich gesagt.
5) Siehe oben S. 18 ff.
6) Wortlaut: Drucksache des Parlamentarischen Ra
tes Nr. 74.
7) Wortlaut: Drucksache des Parlamentarischen Ra
tes Nr. 39.

des Kabinetts am 16. Juli 1948, die französi
sche Regierung werde sich den Koblenzer Vor
schlägen widersetzen 2 ).
Diese Tatsache der fehlenden Verhandlungs
vollmacht war den deutschen Ministerpräsi
denten auch bekannt. Strauß 3) behauptet ohne 
Quellenangabe, dies sei ihnen damals nicht 
bekannt gewesen. Aus den Sitzungsprotokollen 
über die gemeinsamen Besprechungen der Mi
nisterpräsidenten und Militärgouverneure er
gibt sich aber, daß die Ministerpräsidenten es 
sehr wohl wußten 4   ).
Die Ministerpräsidenten haben zudem ver
sucht — wie bereits dargestellt worden 
ist 5) —, ihre Vorstellungen gegenüber den 
Militärgouverneuren durchzusetzen.
Wenn sie auch nur in einigen Punkten Abwei
chungen anstrebten, so bedeutet dies nicht, 
daß sie in allen anderen Punkten mit den 
Londoner Empfehlungen einverstanden gewe
sen wären. Einhellig lehnten sie die Abtren
nung des Saargebiets von Deutschland und die 
beabsichtigten Grenzberichtigungen ab, natür
lich hätten sie auch am liebsten die Errichtung 
der internationalen Ruhr- und Sicherbeitsbe- 
hörde ebenso wie die Reparationen und die 
Verbote und Beschränkungen der deutschen 
Industrie verhindert. Hinsichtlich der zukünfti
gen politischen Gestaltung Deutschlands da
gegen hatten die Deutschen vor der Londoner 
Sechsmächtekonferenz keineswegs eine ein
heitliche Auffassung entwickelt: Die vom „Ell- 
wanger Freundeskreis" am 13. April 1948 be
schlossenen „Grundsätze für

6
 eine deutsche 

Bundesverfassung" ) entsprachen beispiels
weise weitgehend den extrem föderalistischen 
Vorstellungen der französischen Regierung. 
Dagegen befand sich eine Denkschrift des Zo
nenbeirates mehr in Über

7
einstimmung mit den 

britischen Ansichten ).
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Gemeinsam waren die Deutschen aber der An
sicht, daß die Besetzung rechtlich geregelt wer
den müßte. Bereits die Münchner Konferenz 
der Ministerpräsident 8en vom 6. bis . Juni 
1947 hatte dies mit folgenden Worten zum 
Ausdruck gebracht: „Die in München versam
melten Chefs der deutschen Länderregierun
gen stellen fest, daß es im dringenden Inter
esse der deutschen Bevölkerung und der För
derung des demokratischen Rechtsgedankens 
liegt, das Verhältnis zu den Besatzungsmäch
ten in formulierten Rechtssätzen niederzule
gen, wie sie sich gemäß dem Vorspruch der 
Haager Landkriegsordnung ,aus den unter ge
sitteten Staaten geltenden Bräuchen und aus 
den Gesetzen der Menschlichkeit und aus den 
Forderungen des öffentlichen Gewissens' er
geben." 8).

8) Deutsche Ministerpräsidentenkonferenz, S. 114.
9) Siehe oben S. 8 f.
10) Mitteilung Ehards in einer Unterredung am 
25. März 1966 in München.
11) Mitteilung Kaisens in einer Unterredung am 
18. April 1966 in Bremen.

12) Occupation of Germany, Policy and Progress, 
S. 4.
13) Survey of International Affairs.
14) Warburg, Germany Bridge or Battleground, 
S. 65.
15) Veröffentlichte, aber nicht gehaltene Rede 
Bevins vom 16. Dezember 1947 (Times 17. 12. 1947).
16) Wortlaut des Kommuniques: Dokumente zur 
Deutschlandpolitik der Sowjetunion, Bd. I, S. 183 
bis 194.

2. Hätte eine Ablehnung gesamtdeutschen 
Interessen gedient?

Wie bereits dargelegt9), bedeutete die An
nahme der Londoner Empfehlungen immerhin 
die Übertragung von mehr Verantwortung und 
Zuständigkeiten auf Deutsche und staatliche 
Einheit wenigstens im Bereich der drei West
zonen — und die weitere Entwicklung hat ge
zeigt, daß die Londoner Empfehlungen in Ver
bindung mit der durchgeführten Währungs
reform tatsächlich einen gangbaren Weg aus 
dem Chaos bedeuteten. Man wird aber den
noch sagen müssen, daß die deutschen Mini
sterpräsidenten der drei Westzonen verpflich
tet gewesen wären, die Frankfurter Doku
mente abzulehnen, wenn eine Chance bestan
den hätte, daß sich die vier Siegermächte doch 
noch in absehbarer Zeit auf eine gemeinsame 
Politik gegenüber Deutschland mit der Folge 
einigen würden, eine weitere Vertiefung der 
Spaltung Deutschlands zu verhindern. Denn 
es wäre sicher übertrieben zu behaupten, 
die Ministerpräsidenten wären 1948 davon 
überzeugt gewesen, es würde sich schließlich 
bei der Verwirklichung der Londoner Empfeh
lungen nur um ein Provisorium handeln 10 ). 
Kaisen hatte bereits bei einem Besuch der Ost
zone anläßlich der Vorbereitung der Konferenz 
der Ministerpräsidenten im Oktober 1946 den 
Eindruck gewonnen, sie könnte für „abseh
bare Zeit" nicht mit dem Westen vereint wer
den11   ). Auch die Tatsache, daß man nicht von 

einer verfassunggebenden Versammlung, son
dern von einem Parlamentarischen Rat, nicht 
von einer Verfassung, sondern von einem 
Grundgesetz sprach, konnte wohl kaum reali
ter die Dinge ändern.

a) Gab es Hoffnung auf Einigung der vier 
Siegermächte?

Gab es aber berechtigte Hoffnung, daß sich die 
vier Siegermächte bei Ablehnung der Londo
ner Empfehlungen durch die Deutschen über 
eine gemeinsame Politik gegenüber Deutsch
land einigten?
Die Verhandlungen im Rat der Außenminister 
waren wegen der Unüberbrückbarkeit der 
Standpunkte abgebrochen worden. Die Sowjet
union hatte ihre Mitarbeit im Kontrollrat und 
in der alliierten Kommandantur in Berlin 
eingestellt. Die monatelangen Verhandlungen 
über Deutschland hatten lediglich zu der Eini
gung geführt, daß Preußen als Staat zu liqui
dieren sei. Jeder Tag der fehlenden Einigung 
der vier Großmächte war für die englische und 
amerikanische Regierung mit erheblichen fi
nanziellen Zuschüssen an ihre Besatzungs
zonen verbunden: Die Zuschüsse der amerika
nischen Regierung für Importe in ihre Zone 
betrugen bis Ende 1946 290 Millionen Dol
lar 12 ); während England im Jahre 1946 10 Mil
lionen Pfund Sterling auf bringen mußte 13 ). 
Die Ausgaben erhöhten sich im Jahre 1947 
noch erheblich. Frankreich dagegen hatte fi
nanzielle Vorteile von seiner Zone: Im Jahre 
1946 im Werte von etwa 60 Millionen Dol
lar14 ). Die Sowjetunion hat nach Schätzungen 
bis Ende 1947 Werte in Höhe von mehr als 
7 Milliarden Dollar aus ihrer Zone entnom
men 15 ).

Die Auffassungen der Sowjetunion über die 
Lösung des Deutschlandproblems sind in 
einem Kommunique enthalten, das zum Ab
schluß der Warschauer Konferenz der Außen
minister der Sowjetunion, Albaniens, der 
Tschechoslowakei, Jugoslawiens, Polens, Ru
mäniens und Ungarns am 24. Juni 1948 ver
öffentlicht worden ist16 ). Der größte Teil des 
Kommuniques ist Angriffen auf die Londoner 
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Empfehlungen und die Politik der Westmächte 
gewidmet. Abschließend wird jedoch gefor
dert:
„1. Durchführung von Maßnahmen, die die 
Vollendung der Entmilitarisierung Deutsch
lands gewährleisten, nach Übereinkommen 
zwischen Großbritannien, der Union der Sozia
listischen Sowjetrepubliken, Frankreich und 
den Vereinigten Staaten von Amerika.
2. Errichtung einer Kontrolle der vier Mächte 
— Großbritannien, Union der Sozialistischen 
Sowjetrepubliken, Frankreich und Vereinigte 
Staaten von Amerika — über die Schwer
industrie der Ruhr für eine bestimmte Frist 
mit dem Ziel, die Friedenszweige der Ruhr
industrie zu entwickeln und die Wiederher
stellung des Kriegspotentials Deutschlands 
nicht zuzulassen.
3. Bildung einer provisorischen demokrati
schen, friedliebenden gesamtdeutschen Regie
rung aus Vertretern demokratischer Parteien 
und Organisationen Deutschlands nach Über
einkommen zwischen den Regierungen Groß
britanniens, der Union der Sozialistischen So
wjetrepubliken, Frankreichs und der Vereinig
ten Staaten von Amerika mit dem Ziel, Garan
tien gegen die Wiederholung einer deutschen 
Aggression zu schaffen.
4. Abschluß eines Friedensvertrages mit 
Deutschland gemäß den Potsdamer Beschlüs
sen, damit die Besatzungstruppen aller Mächte 
binnen Jahresfrist nach Abschluß des Frie
densvertrages abgezogen werden.
5. Ausarbeitung von Maßnahmen seitens der 
Staaten, die durch die deutsche Aggression 
gelitten haben, zur Erfüllung der Reparations
verpflichtungen durch Deutschland."
Wäre diese Politik akzeptiert worden, so 
hätte sie der Sowjetunion beim wirtschaftli
chen Wiederaufbau in den drei Westzonen ein 
dauerndes Vetorecht verschafft; die Entmilita
risierung (Punkt 1) hätte es russischen Inspek
toren ermöglicht, in ganz Westdeutschland In
dustrieanlagen zu betreten und gegen die Her
stellung irgendwelcher Güter einzuschreiten, in 
denen sie Erzeugnisse von militärischem Wert 
hätten erblicken wollen. Eine Viermächtekon
trolle des Ruhrgebietes (Punkt 2) hätte den 
Sowjets die Gelegenheit verschafft, in die 
Werke des rheinisch-westfälischen Industrie
reviers Inspektoren zu setzen und die Beteili
gung dieses Gebietes am wirtschaftlichen Wie
deraufbau Europas überhaupt zu erschweren. 
Durch das Festlegen von Maßnahmen zur Er
füllung der deutschen Reparationsverpflichtun- 
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gen hätten die Sowjets in jeder Hinsicht in die 
westdeutsche Wirtschaftspolitik hineinreden 
können. Da die Sowjetunion 10 Milliarden 
Dollar aus der laufenden Produktion forderte, 
hätte sie bewirken können, daß ein großer 
Teil der westdeutschen Industrie mehr für 
Reparationslieferungen arbeitete als für das 
europäische Wiederaufbauprogramm 17 ).

17) Davison, Die Blockade von Berlin, S. 41.
18) Davison, a. a. O., S. 40.
19) Summery of multipartite agreements on Ger
many S. 160/CFM/47/M 48.
20) EA 1947, S. 715.
21) Summery of multipartite agreements on Ger
many, S. 154/CFM/47/M 121.

Ob die Sowjets bereit gewesen wären, west
lichen Inspektoren zu ermöglichen, in die Ost
zone einzureisen, ist ungewiß18  ): Während 
der Sitzungen des Rates der Außenminister 
war jedenfalls klar geworden, daß die West
mächte nicht bereit waren, eine derartige Prä
senz der Sowjets in den westlichen Besat
zungszonen zu dulden.
Es bestand im Juli 1948 — und das hat sich 
eigentlich bis auf den heutigen Tag nicht ge
ändert — keine Veranlassung, daran zu glau
ben, daß der in London erzielte Kompromiß 
der Westmächte in absehbarer Zeit mit den 
Vorstellungen der Sowjetunion in Einklang 
gebracht werden könnte.
Die Forderung nach Bildung einer Regierung 
für ganz Deutschland allerdings (Punkt 3) 
wurde im Juli 1948 von allen drei West
mächten einschließlich Frankreichs geteilt: Am 
5. April 1947 hatte der Rat der Außenminister 
auf seiner Moskauer Sitzung sogar den Be
schluß gefaßt, drei Monate nach Schaffung der 
in Potsam vorgese

19
henen Zentralverwaltungen 

einen deutschen Beirat ) und nach weiteren 
neun Monaten eine provisorische deutsche 
Regierung einzusetzen20  ). Ganz abgesehen 
davon, daß Frankreich Vorbehalte machte, die 
Saar nicht in diese Regelung einzubeziehen 21 ) 
— wogegen sich die sowjetische Delegation 
wandte —, und für das Rheinland und Ruhr
gebiet eine besondere Regelung erwartete, 
womit wiederum die Angelsachsen nicht ein
verstanden waren, bedeutete dieser Beschluß 
praktisch aber nur, daß der politische Aufbau 
Deutschlands schrittweise vollzogen werden 
mußte:
Die vier Mächte konnten sich nämlich weder 
über die Zusammensetzung der Zentralverwal
tung noch über die Abgrenzung ihrer Zustän
digkeiten zu denen der Länderregierungen 
noch über die Zusammensetzung des Konsulta
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tivrates einigen, über die Notwendigkeit der 
Errichtung von deutschen Zentralverwaltungs
stellen waren sie sich jedoch einig22 ). Die 
westlichen Außenminister vertraten aber die 
Auffassung, daß sich die zentralen Verwal
tungsbehörden aus Vertretern der Länderre
gierungen zusammensetzen sollten23  ), wohin
gegen der sowjetische Außenminister Molo
tow meinte, dies stände im Widerspruch zum 
Potsdamer Abkommen,

24

 in dem von deutschen 
Staatssekretären und nicht von Kollegien die 
Rede wäre ).  Nach sowjetischen Vorstellun
gen sollten in dem Konsultativrat alle demo
kratischen Parteien, Gewerkschaften und an
dere antinazistischen Organisationen vertreten 
sein25 ). Die Westmächte waren dagegen der 
Auffassung, von den Ländern sollten nach 
Rücksprache mit den politischen Parteien und 
Gewerkschaften je drei Vertreter ernannt wer
den26 ). Schließlich waren alle vier Mächte der 
Meinung, daß jede Entscheidung über die poli
tische Einheit von der vorhergehenden Ver
wirklichung der wirtschaftlichen Einheit ab
hängig zu machen wäre 27   ). Damit waren wei
tere gegensätzliche Auffassungen der vier 
Mächte angesprochen.

22) Summary of multipartite agreements on Ger
many, S. 154/CFM/47/M121.
23) Ebenda.
24) Ebenda.
25) Ebenda.
26) Ebenda.
27) EA 1947, S. 735.
28) Schwarz, a. a. O., S. 343.

29) EA 1948, S. 1143.
30) Mitteilung Kaisens in einer Unterredung am 
18. April 1966 in Bremen; Deuerlein, a. a. O., 
S. 269—273 und Anmerkung 462, S. 294/295.

In den ersten Nachkriegsjahren war auch mit 
hinreichender Deutlichkeit klar geworden, daß 
die Sowjetunion sich jeder Regelung für ein 
Gesamtdeutschland widersetzen würde, die 
nicht zu einer kommunistischen Herrschaft ge
führt hätte. Dies wird besonders deutlich am 
Schicksal Jacob Kaisers, der als 1. Vorsitzen
der der CDU der sowjetisch besetzten Zone 
von den Sowjets Ende 1947 abgesetzt worden 
ist. Zutreffend schreibt Schwarz, für die deut
sche Nachkriegspolitik sei Kaisers Scheitern 
ein Testfall und eine Art Alibi. Und ihm ist 
auch zuzustimmen, wenn er fortfährt: „Wenn 
es nicht einmal ihm, dem relativ schmiegsa
men, kompromißbereiten, Rußland mit Sym
pathie gegenüberstehenden Propagandisten 
einer Blockfreiheit Deutschlands gelang, die 
Sowjetunion von dem Vorhaben abzubringen, 
ganz Deutschland oder zumindest ihre Besat
zungszone zu sowjetisieren, so war den Mög
lichkeiten dieser Politik damit das Urteil ge
sprochen. Dann hatten Adenauer und Schuma
cher in der Tat recht in ihrer skeptischen Beur
teilung der russischen Deutschlandpläne." 28)

b) War eine Einigung der Deutschen 
untereinander zu erwarten?

Es ist weiter zu fragen, ob den Ministerpräsi
denten der westlichen Besatzungszonen daraus 
ein Vorwurf gemacht Werden kann, daß sie 
1948 von der ihnen offenbar gegebenen Mög
lichkeit keinen Gebrauch gemacht haben, Ver
treter der Ostzone an der kommenden Bera
tung zu beteiligen. Ein Vorwurf müßte ihnen 
jedenfalls dann gemacht werden, wenn im Juli 
1948 die Hoffnung bestanden hätte, daß 
Deutsche aus den vier Besatzungszonen sich 
einigen würden.
In den ersten Nachkriegsjahren war aber be
reits deutlich geworden — und auch hieran 
hat sich bis zum heutigen Tage nichts geän
dert —, daß die Sozialistische Einheitspartei 
Deutschlands als die bestimmende politische 
deutsche Kraft in der sowjetisch besetzten 
Zone genau die Auffassung der Sowjetunion 
vertrat. Anfängliche Ansätze, deutsche Ge
sichtspunkte geltend zu machen — etwa in der 
Frage der Oder-Neiße-Grenze —, verschwan
den sehr bald.
Wenn man überhaupt hätte erwarten können, 
daß die Ministerpräsidenten der sowjetisch be
setzten Zone zu gesamtdeutschen Beratungen 
kommen würden — der ersten Zusammenkunft 
im Oktober 1946 waren sie mit der Begrün
dung ferngeblieben, die in Vorbereitung be
findlichen Landtagswahlen ließen ihre Abwe
senheit nicht zu 29 ) —, so hätten sie sicher nur 
die Thesen der Sowjetregierung vertreten, wie 
das auf der Münchener Konferenz der deut
schen Ministerpräsidenten 1947 der Fall war: 
Der damalige Ministerpräsident Thüringens, 
Rudolf Paul, hatte sich dem um Vermittlung 
bemühten Kaisen gegenüber offenbart und ge
sagt, daß die Ministerpräsidenten der Ostzone 
zwar nach München kommen durften, aber An
weisung erhalten hatten, entweder die Konfe
renz nach sowjetischen Vorstellungen verlau
fen oder fehlschlagen zu lassen30 ). Der Ver
such, sich unter diesen Umständen'mit Vertre
tern der sowjetisch besetzten Zone zu einigen, 
hätte deshalb zumindest dieselben Probleme 
aufgeworfen, die in den alliierten Deutschland
besprechungen aufgetaucht waren.

Sofern überhaupt Vertreter nichtkommunisti
scher westlicher Parteien für eine Ostorientie
rung plädierten, verlangten sie zumindest: 
Verzicht auf eine Sowjetisierung Deutschlands 
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und speziell der Sowjetzone, wie sie von den 
Kommunisten immer offenkundiger betrieben 
wurde, Rückgabe der unter polnischer Verwal
tung stehenden deutschen Ostgebiete, Wieder
herstellung der deutschen Wirtschaftseinheit, 
Entlassung der deutschen Kriegsgefangenen, 
Beendigung der weitgehenden wirtschaftlichen 
Ausbeutung der Ostzone, Einstellung des Poli
zeiterrors. Diese Vorbedingungen sind bei
spielsweise in einem Memorandum des ehe
maligen Moskauer Botschafters Rudolf Na
dolny enthalten, der immerhin überzeugter 
Verfechter echter Ostorientierung der deut
schen Po 31litik war ).

c) Blockfreiheit für Deutschland?
Während des Jahres 1948 ließen sich sogar 
einige Intellektuelle nicht vom Ost-West-Ge- 
gensatz beeindrucken und erträumten ein neu
trales Deutschland inmitten der gegnerischen 
Blöcke       ). Die Politiker dagegen waren allge
mein zur Einsicht gelangt, daß die Blockfrei
heit jedenfalls vorläufig nicht mehr zu den 
Möglichkeiten deutscher Politik gehörte. Vor
her war es für einen Teil namhafter Politiker 
und der deutschen Publizistik durchaus denk
bar, in Deutschland eine rechtstaatliche Demo
kratie aufzubauen, ohne deshalb auch schon in 
der machtpolitischen Auseinandersetzung zwi
schen den Siegern Partei zu ergreifen33 ).

31)  Nachweis bei Schwarz, a. a. O., S. 662/663.
32) Schwarz, a. a. O., S. 293.
33) Schwarz, a. a. O., S. 292 ff.

34) Zitiert nach Schwarz, a. a. O., S. 325.
35) Vgl. oben S. 1f.
36) Pünder, a. a. O., S. 323.
37) Ebenda.
38) Pünder, a. a. S. 322.

d) Auch die Ablehnung der Frankfurter 
Dokumente hätte die Wiedervereinigung 
nicht gebracht

Wenn sich aber aus alledem nur der eine 
Schluß ergibt, daß weder Hoffnung bestand, 
die vier Mächte würden sich auf eine gemein
same Politik gegenüber Deutschland einigen, 
noch daß es den Deutschen selbst möglich war, 
zu einem gemeinsamen Handeln zu kommen, 
dann hätte auch die Ablehnung der Londoner 
Empfehlungen bzw. der Frankfurter Doku
mente nicht die Wiedervereinigung Deutsch
lands — denn hiervon und nicht von Aufrecht
erhaltung der Einheit mußte auch schon zu je
nem Zeitpunkt gesprochen werden — gebracht; 
die Weichen konnten von den Ministerpräsi
denten im Juli 1948 daher auch nicht anders 
gestellt werden. Es wäre deshalb durchaus un
zutreffend zu behaupten, die Deutschen der 
drei Westzonen hätten zugunsten ihres eige
nen wirtschaftlichen Aufschwungs gesamtdeut
sche Interessen außer acht gelassen.

Jakob Kaiser hatte nur zu recht, wenn er am 
6. Juni 1948 in Freiburg erklärte: „Warnen 
möchten und müssen wir vor einem reinen 
Weststaat. Nur kühl rechnender Verstand 
kann ihn sich ausdenken. Nur jene Fachleute, 
die lediglich in Zahlen und Rubriken denken, 
die über Verstandeskonstruktionen das leben
dige Gefühl eines unglücklichen Volkes über
sehen. Einem so konstruierten Weststaat wird 
das Gefühl des Volkes nicht entgegenschla
gen . . .". In derselben Rede sagte er aber wei
ter: „Es wäre töricht, sich zu verhehlen, daß die 
politische und wirtschaftliche Abriegelung der 
Ostzone die Westzone zum Handeln zwingt. . ., 
denn die Hilfe des Marshallplanes muß Wirk
lichkeit werden." 34 ) Diese Auffassung dürften 
wohl auch die Ministerpräsidenten unterstri
chen haben. Sie aber mußten sich entscheiden 
und konnten nicht, wie es Kaiser in dieser 
Rede tat, zwischen illusionärem Einheits
wunsch und Einsicht in die reale Sachlage 
schwanken.

Zudem hätten die Ministerpräsidenten, wenn 
sie die Londoner Empfehlungen im Hinblick 
auf die Gefahr einer Vertiefung der Spaltung 
Deutschlands ablehnen wollten, auch die wei
tere Zusammenarbeit in der Bizone ablehnen 
müssen. Denn spätestens nach 

35

der Änderung 
der Bizonencharta vom Januar/Februar 
1948 ) war der Name „Verwaltung" für die 
Gesamtheit der bizonalen Stellen ein „irrefüh
render Term 36inus" ). Wie Pünder dargestellt 
hat, trug dieser Ausdruck nicht der Tatsache 
Rechnung, daß „in Wirklichkeit auf bizonaler 
Ebene alle drei Staatsfunktionen in Erschei
nung traten" 37):  Der Verwaltungsrat mit den 
Direktoren und dem präsidierenden Oberdirek
tor vertrat das exekutive Element, Wirtschafts
rat und Länderrat übten hauptsächlich legisla
tive Funktionen aus, und das deutsche Ober
gericht schließlich 

38
gehörte der dritten Gewalt 

an ).
Was die Ausgestaltung der Bizonenverfassung 
anging, waren es aber gerade die Deutschen, 
die schon früh eine politische Organisation an
strebten. So hatten die süddeutschen Minister
präsidenten es bereits am 26. September 1946 
für notwendig erklärt, „die Tätigkeit der Ein
richtungen zur wirtschaftlichen Vereinheitli
chung zunächst der amerikanischen und der 
britischen Zone im Hinblick auf die Entwick
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lung zur parlamentarischen Demokratie der 
Überwachung durch die Parlamente, wie sie 
bereits bestehen oder in der nächsten Zeit be
stehen werden, 39 zu unterwerfen" ).  Hier wa
ren es die Alliierten, die die Auffassung ver
traten, daß die Einrichtung einer parlamentari
schen Instanz auf Zweizonenebene einer poli
tischen Vereinigung der beiden Zonen gleich
komme. So erklärte General Clay am 23. Fe
bruar 1947 vor den Ministerpräsidenten in Ber
lin: „Ich möchte Ihnen bekanntgeben, daß Ge
neral Robertson und mir vollkommen bewußt 
ist, daß ein Koordinierungsausschuß oder ir
gendein politisches Organ, welches für alle 
diese Ämter verantwortlich ist, wünschenswert 
wäre; jedoch möchten wir keinem das Recht 
geben, die amerikanische oder die britische 
Zone zu beschuldigen, daß sie einen fait ac- 
compli herbeigeführt haben, indem sie eine 
politische Organisation für beide Zonen errich
tete 40n." )

Erst nach dem Scheitern der Londoner Sitzung 
des Rates der Außenminister hatten die Alli
ierten keine Bedenken mehr, die Frankfurter 
Bizonenorgane nochmals umzubilden 41    ).

39) Zitiert nach Pünder S. 86.
40) Härtel, Der Länderrat des amerikanischen Be
satzungsgebiets, S. 50.
41) Pünder, a. a. O., S. 124/125.
42) Vgl. Schwarz, a. a. O., S. 827, für die „Verhand
lungen" im Zusammenhang mit der Neugestaltung 
der Bizonencharta vom Januar/Februar 1948.
43) Löwenstein, Deutschlands Schicksal 1945—1957, 
S. 148.

44) Formulierung Kurt Schumachers in einer Rede 
vom 12. September 1948 auf dem Parteitag der 
SPD in Düsseldorf (Protokoll der Verhandlung des 
Parteitages, S. 42/43).

Nunmehr sollten nach dem Willen der Alliier
ten die Deutschen an den kommenden Maß
nahmen eigenverantwortlich mitwirken. Dies 
kam dadurch zum Ausdruck, daß die Maßnah
men nicht mehr oktroyiert wurden, sondern 
vorher Verhandlungen zwischen den Deut
schen und den Alliierten stattfanden, 

42

obwohl 
diese Verhandlungen viel eher den Charakter 
eines Befehlsempfanges ) hatten.

3. Zusammenfassung

Es ist offensichtlich, daß in den meisten Fällen 
bei der parallel verlaufenden Entwicklung in 
Mittel- und Westdeutschland vielfach im We
sten Deutschlands der erste Schritt getan 
wurde und der Osten die westlichen Maßnah
men für seinen Bereich nur „nachzuäffen" 43 ) 
brauchte: So folgte den Verwaltungsräten und 
dem ersten Wirtschaftsrat im Laufe des Jahres 
1947 in Mitteldeutschland die Bildung einer 
„deutschen Wirtschaftskommission", der Än

derung der bizonalen Organisation vom Fe
bruar 1948 schloß sich der weitere Ausbau der 
Wirtschaftskommission in der SBZ an. Nach 
der Währungsreform für die drei Westzonen 
am 18. Juni 1948 wurde eine Währungsreform 
in Mitteldeutschland am 23. Juni 1948 durch
geführt. Das Bonner Grundgesetz vom 24. Mai 
1949 wurde mit der Annahme einer Verfas
sung durch den sogenannten deutschen Volks
kongreß am 30. Mai 1949 beantwortet. Schließ
lich wurde nach der Konstituierung der Bun
desrepublik Deutschland am 20. September 
1949 die Deutsche Demokratische Republik am 
7. Oktober 1949 gegründet. Allerdings wurden 
im westlichen Teil Deutschlands nicht immer 
die ersten Schritte vollzogen. So hatten die 
Sowjets durch Befehl Nr. 17 des obersten 
Chefs der sowjetischen Militärverwaltung be
reits zum 10. August 1945 Zentralverwaltun
gen in der sowjetischen Besatzungszone er
richtet.
Bei oberflächlicher Betrachtungsweise könnte 
man der Meinung sein, daß die Initiative zu 
Maßnahmen, die zur Vertiefung der Spaltung 
Deutschlands führten, von westlicher Seite 
ausging. Hierbei würde man aber den ent
scheidenden Gesichtspunkt außer acht lassen, 
daß die Einheit Deutschlands bereits durch 
die Aufteilung in vier Zonen im Jahre 1945 
verloren gegangen war. Die westlichen Initia
tiven hatten ihren Grund im wesentlichen 
darin, daß die Sowjetunion nicht bereit war, 
die Vereinbarung des Potsdamer Abkommens, 
Deutschland als wirtschaftliche Einheit zu be
trachten, zu realisieren; die Sowjetisierung der 
Ostzone führte ja geradezu zu einer faktischen 
Ausgliederung eines Oststaates aus Deutsch
land.
Die Ministerpräsidenten der drei Westzonen 
mußten von dieser außenpolitischen Situation 
ausgehen. Die Londoner Empfehlungen waren 
nicht der Deutschen wegen getroffen, sondern 
es handelte sich um ein „Stück Machtvertei
lung der Okkupationsmächte, das sich auf 
deutschem Boden abspielte" 4). Es blieb den 
Deutschen nur die Wahl, entweder darauf ein
zugehen oder weiterhin die politische Gestal
tung in Deutschland allein den Besatzungs
mächten zu überlassen. Mit der Annahme der 
Empfehlungen war damit gleichzeitig die 
außenpolitische Entscheidung für den Westen 
verbunden. Es war eine „Antwort auf die 
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Herausforderung einer einmaligen histori
schen S 45ituation" ).
Man kann also sagen, daß den Deutschen 
die Spaltung Deutschlands durch die vor
handenen Umstände aufgezwungen worden 
ist. Es kann aber nicht behauptet werden, daß 
der von den Westmächten bei der Gründung

45) Allemann, Bonns verschränkte Fronten, S. 8. 

der Bundesrepublik gesteckte Rahmen aufge
zwungen worden wäre: Die Grundsätze, eine 
demokratische, föderative Verfassung aufzu
bauen, entsprachen auch dem eigenen politi
schen Willen des deutschen Volkes. Hier liegt 
auch der entscheidende Unterschied zur Ent
wicklung in der sowjetisch besetzten Zone, wo 
ein politisches System ersichtlich gegen den 
Willen der Bevölkerung errichtet wurde.
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